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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 


zu der dem Deutschen Bundestag zugeleiteten Streitsache 
vor dem Bundesverfassungsgericht 2 BvE 1/97 


A. Problem 

Das Bundesverfassungsgericht hat dem Deutschen Bundestag 
und dem 1. Untersuchungsausschuß „Plutonium" als Antragsgeg- 
nem die Antragsschrift der Fraktion der SPD im Deutschen Bun- 
destag und der Abgeordneten Hermann Bachmaier, Hans-Peter 
Kemper, Erika Simm und Ute Vogt (Pforzheim) zugeleitet und sie 
gebeten, hierzu Stellung zu nehmen. Gegenstand des Verfahrens 
ist der Antrag festzustellen, daß der Beschluß des 1. Untersu- 
chungsausschusses „Plutonium" vom 15. Januar 1997 betreffend 
Nummer 2 der Ausschußdrucksache 259 gegen Artikel 44 des 
Grundgesetzes verstößt. 


B. Lösung 

Beauftragung eines Prozeßbevollmächtigten 

Einstimmigkeit im Ausschuß bei Stimmenthaltungen 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Kosten für die Prozeßvertretung 
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Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. in dem verfassungsgerichtlichen Verfahren 2 BvE 1/97 auch 
im Namen des Deutschen Bundestages eine Stellungnahme 
abzugeben, 

2. Prof. Dr. Wolfgang Löwer, Bonn, mit der Prozeßvertretung zu 
beauftragen. 


Bonn, den 16. April 1997 


Der Rechtsausschuß 
Horst Eylmann 

Vorsitzender und Berichterstatter 


Bericht des Abgeordneten Horst Eylmann 


Die Fraktion der SPD im Deutschen Bundestag sowie 
die Abgeordneten Hermann Bachmaier, Hans-Peter 
Kemper, Erika Simm und Ute Vogt (Pforzheim) haben 
beim Bundesverfassungsgericht einen Antrag auf 
Durchführung eines Organstreitverfahrens und Erlaß 
einer einstweiligen Anordnung gestellt mit dem Ziel, 

1. gemäß Artikel 93 Abs. 1 Nr. 1 Grundgesetz, § 13 
Nr. 5 Gesetz über das Bundesverfassungsgericht 
(BVerfGG) festzustellen, daß der Beschluß des 
1. Untersuchungsausschusses „Plutonium" vom 
15. Januar 1997 betreffend Nummer 2 der Aus- 
schußdrucksache 259 gegen Artikel 44 des Grund- 
gesetzes verstößt, 

2. im Wege der einstweiligen Anordnung gemäß § 32 
BVerfGG festzustellen, daß der Untersuchungs- 
ausschuß verpflichtet ist, bis zur Entscheidung in 
der Hauptsache die Beweisaufnahme unverzüg- 
lich zunächst durch Terminierung der Verneh- 
mung der Zeugen Liesmann, Bohl und Dr. Kohl 
fortzusetzen. 


Bonn, den 16. April 1997 

Horst Eylmann 

Berichterstatter 


Von den Antragstellern wurde als Antragsgegner 
zunächst nur der 1. Untersuchungsausschuß „Pluto- 
nium", vertreten durch den Vorsitzenden, genannt. 
Daraufhin haben die Präsidentin des Deutschen Bun- 
destages und der Vorsitzende des 1. Untersuchungs- 
ausschusses Prof. Dr. Löwer, Bonn, als Prozeßvertre- 
ter bevollmächtigt. Später wurde die Antragsschrift 
dahin gehend ergänzt, daß als weiterer Antrags- 
gegner der Deutsche Bundestag, vertreten durch die 
Präsidentin, benannt wurde. Nach dieser Antrags- 
erweiterung ist es erforderlich geworden, die Prozeß- 
vollmacht von Prof. Dr. Löwer auch hinsichtlich der 
Vertretung des gesamten Deutschen Bundestages zu 
erweitern. 

Der Rechtsausschuß hat in seiner 81. Sitzung vom 
16. April 1997 einstimmig bei Stimmenthaltung der 
Fraktion der SPD und der Gruppe der PDS beschlos- 
sen, dem Deutschen Bundestag zu empfehlen, auch 
im Namen des Deutschen Bundestages eine Stel- 
lungnahme durch Prof. Dr. Löwer abzugeben. 
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